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1. Gesetz gegen Steuerbetrug an Ladenkassen nunmehr  verabschiedet 
 
Der Bundesrat stimmte am 16.12.2016 dem „Gesetz zum Schutz vor Manipulationen an digitalen 
Grundaufzeichnungen“ zu. Damit wird die Wirtschaft verpflichtet, die Umstellung von elektronischen 
Registrierkassen auf ein fälschungssicheres System vorzunehmen.  
 
Technische Sicherheitseinrichtung: Elektronische Aufzeichnungssysteme sind durch technische Si-
cherheitseinrichtung zu schützen. Die elektronischen Grundaufzeichnungen sind einzeln, vollständig, 
richtig, zeitgerecht, geordnet und unveränderbar aufzuzeichnen (Einzelaufzeichnungspflicht) und müs-
sen auf einem Speichermedium gesichert und verfügbar gehalten werden. Die Aufzeichnungssysteme 
sind ab 2020 durch eine zertifizierte Sicherheitseinrichtung zu schützen, sodass eine Löschung von 
Umsätzen nicht mehr möglich ist. Die technischen Anforderungen definiert und zertifiziert das Bundes-
amt für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI). 
 
Quittungen werden Pflicht: Es wird eine Pflicht zur Ausgabe von Quittungen an die Kunden einge-
führt. Aus Gründen der Praktikabilität und Zumutbarkeit können sich jedoch Unternehmen, die Waren 
an eine Vielzahl von nicht bekannten Personen verkaufen, von der „Belegausgabepflicht“ – auf Antrag 
beim zuständigen Finanzamt – befreien lassen.  
 
Unangemeldete Kassenkontrollen: Ab 2018 wird die sog. Kassen-Nachschau eingeführt. Sie stellt ein 
eigenständiges Verfahren zur zeitnahen Aufklärung steuererheblicher Sachverhalte unter anderem im 
Zusammenhang mit der ordnungsgemäßen Erfassung von Geschäftsvorfällen mittels elektronischer 
Aufzeichnungssysteme dar und erfolgt ohne vorherige Ankündigung und außerhalb einer Außenprü-
fung, um möglichen Steuerbetrug zeitnah aufzuklären.  
 
Übergangsfristen für die Wirtschaft: Die neuen Voraussetzungen gelten für alle, die elektronische 
Kassensysteme nutzen. Die Wirtschaft wird bis Ende 2019 verpflichtet, ihre Systeme entsprechend 
umzurüsten.  
 
Bitte beachten Sie! Bereits mit Schreiben vom 26.11.2010 nahm das Bundesfinanzministerium zur 
Aufbewahrung der mittels Registrierkassen, Waagen mit Registrierkassenfunktion, Taxametern und 
Wegstreckenzählern erfassten Geschäftsvorfälle Stellung. Danach müssen alle steuerlich relevanten 
Einzeldaten einschließlich der mit einer Registrierkasse erzeugten Rechnungen unveränderbar und voll-
ständig aufbewahrt werden. Eine Verdichtung ist ebenso unzulässig wie eine Aufbewahrung aus-
schließlich in ausgedruckter Form. Ab dem 1.1.2017 gilt dann auch die Einzelaufzeichnungspflicht. 
 



Anmerkung - offene Ladenkasse: Sollten Sie keine Registrierkasse, sondern eine offene Ladenkasse 
in Verbindung mit einem täglichen Zählprotokoll führen, gelten diese Anforderungen nicht. Eine 
„Flucht“ in die offene Ladenkasse ist jedoch nur bedingt eine Überlegung, denn die Anforderungen an 
eine ordnungsgemäße Kassenführung sind auch beim Einsatz von offenen Ladenkassen grundsätzlich 
zu beachten. Prinzipiell ist auch bei einer offenen Ladenkasse die Aufzeichnung eines jeden einzelnen 
Handelsgeschäftes mit ausreichender Bezeichnung des Geschäftsvorfalls erforderlich. Nur wenn Waren 
von geringem Wert an eine unbestimmte Vielzahl nicht feststellbarer Personen verkauft werden, muss 
die Pflicht zur Einzelaufzeichnung nicht erfüllt werden. 
 
Schätzungen drohen: Entsprechen die Kassen nicht den Anforderungen der Finanzverwaltung, drohen 
Schätzungen, die i. d. R. nicht zugunsten der Steuerpflichtigen ausfallen, bis hin zur Einleitung von 
Steuerstrafverfahren! 
 
Sanktionierung von Verstößen: Verstöße können mit einer Geldbuße von bis zu 25.000 € geahndet 
werden. Das gilt ab dem 1.1.2020. 
 
Besondere Übergangsfrist: Wurden Registrierkassen nach dem 25.11.2010 und vor dem 1.1.2020 
angeschafft, die den Anforderungen des BMF-Schreibens vom 26.11.2010 entsprechen und die bauart-
bedingt nicht aufrüstbar sind, sodass sie die neuen Anforderungen der Abgabenordnung nicht erfüllen, 
dürfen diese längstens bis zum 31.12.2022 weiter verwendet werden. 
 
 
 
 
2. Fiskus erweitert Steuerermäßigung für haushaltsn ahe Dienstleistungen und 

 Handwerkerleistungen  

 
Das Bundesfinanzministerium überarbeitete sein Anwendungsschreiben vom 9.11.2016 zur Steuerer-
mäßigung bei Aufwendungen für haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse und für die Inanspruch-
nahme haushaltsnaher Dienstleistungen und erweitert die Möglichkeiten der steuerlichen Anerkennung 
solcher Leistungen. Insbesondere werden zwischenzeitlich ergangene Entscheidungen des Bundesfi-
nanzhofs aufgegriffen und entsprechend berücksichtigt. Im Wesentlichen geht es dabei um Folgendes:  
 
• Der Begriff „im Haushalt“ kann künftig auch das angrenzende Grundstück umfassen, sofern die 

haushaltsnahe Dienstleistung oder die Handwerkerleistung dem eigenen Grundstück dienen. Somit 
können z. B. Lohnkosten für den Winterdienst auf öffentlichen Gehwegen vor dem eigenen Grund-
stück berücksichtigt werden. 

• Hausanschlusskosten an die Ver- und Entsorgungsnetze können unter weiteren Voraussetzun-
gen im Rahmen der Steuerermäßigung ebenso begünstigt sein.  

• Die Prüfung der ordnungsgemäßen Funktion einer Anlage stellt ebenso eine Handwerkerleis-
tung – wie die Beseitigung eines bereits eingetretenen Schadens oder Maßnahmen zur vorbeugenden 
Schadensabwehr – dar. Somit können künftig – in allen offenen Fällen – z. B. die Dichtheitsprüfun-
gen von Abwasserleitungen, Kontrollmaßnahmen des TÜVs bei Fahrstühlen oder auch die Kontrolle 
von Blitzschutzanlagen begünstigt sein. 

• Für ein mit der Betreuungspauschale abgegoltenes Notrufsystem, das innerhalb einer Wohnung 
im Rahmen des „Betreuten Wohnens“ Hilfeleistung rund um die Uhr sicherstellt, kann ebenfalls die 
Steuerermäßigung in Anspruch genommen werden. 

• Auch Tierfreunde, die ihr Haustier zu Hause versorgen und betreuen lassen, werden in Zukunft 
von dem Steuervorteil profitieren, da Tätigkeiten wie das Füttern, die Fellpflege, das Ausführen und 
die sonstige Beschäftigung des Tieres als haushaltsnahe Dienstleistungen anerkannt werden können. 

 
 
 
 



3. Arbeitszimmer mit Büromöbeln und Küchenzeile ste uerlich nicht anzuerkennen 
 
Die steuerliche Anerkennung von sog. „häuslichen Arbeitszimmern“ wird häufig verworfen, wenn be-
stimmte Mindestanforderungen nicht erfüllt sind. So hatte sich der Bundesfinanzhof in seiner Entschei-
dung vom 8.9.2016 erneut mit dem Thema zu befassen. 
 
In dem entschiedenen Fall nutzte ein Steuerpflichtiger einen Teil der Wohnung mit offenem Wohn- und 
Küchenbereich auch als „Arbeitszimmer“. Dafür setzte er in seiner  Gewinnermittlung die anteilige 
Miete und Nebenkosten für den von ihm als Büro genutzten Bereich als Betriebsausgaben zum Abzug 
an. Das Finanzamt und dem folgend das Finanzgericht erkannten diese Aufwendungen nicht als Be-
triebsausgaben an. Dem folgte auch der Bundesfinanzhof. 
 
Aufwendungen für einen in die häusliche Sphäre eingebundenen Raum, der sowohl zur Erzielung von 
Einnahmen als auch zu privaten Wohnzwecken eingerichtet ist und entsprechend genutzt wird, können 
nach der Entscheidung weder insgesamt noch anteilig als Betriebsausgaben berücksichtigt werden.  
 
 
 
4. Rückwirkung einer Rechnungsberichtigung 
 

Der Bundesfinanzhof übernimmt mit seiner Entscheidung vom 20.10.2016 die Auffassung des Europäi-
schen Gerichtshofs aus dessen Urteil vom 15.9.2016, wonach die Berichtigung einer Rechnung des 
Unternehmers für eine von ihm erbrachte Leistung auf den Zeitpunkt der ursprünglichen Rechnungs-
ausstellung zurückwirkt. Mit dieser Entscheidung gibt er seine bisherige Rechtsprechung auf und rich-
tet sich damit gleichzeitig gegen die derzeitige Auffassung der Finanzverwaltung. 
 
Sie ist für Unternehmer, die trotz formaler Rechnungsmängel den Vorsteuerabzug aus bezogenen Leis-
tungen in Anspruch nehmen, von großer Bedeutung. Sie hatten bislang bei späteren Beanstandungen – 
z. B. nach einer Betriebsprüfung – selbst im Fall einer Rechnungsberichtigung Steuernachzahlungen für 
das Jahr des ursprünglich in Anspruch genommenen Vorsteuerabzugs zu leisten. Die Steuernachzah-
lung war zudem im Rahmen der sog. Vollverzinsung mit 6 % jährlich zu verzinsen. Beides entfällt 
nunmehr. 
 
Im entschiedenen Fall hatte eine Steuerpflichtige den Vorsteuerabzug aus Rechnungen eines Rechtsan-
walts in Anspruch genommen, die nur auf einen nicht näher bezeichneten „Beratervertrag“ Bezug nah-
men. Weitere Rechnungen hatte ihr eine Unternehmensberatung ohne weitere Erläuterung für „allge-
meine wirtschaftliche Beratung“ und „zusätzliche betriebswirtschaftliche Beratung“ erteilt. Das Fi-
nanzamt ging davon aus, dass die Rechnungen keine „ordnungsgemäße Leistungsbeschreibung“ ent-
hielten.  
 
Anmerkung: Damit der Rechnungsberichtigung Rückwirkung zukommt, muss das Ausgangsdokument 
allerdings über bestimmte Mindestangaben verfügen (die im entschiedenen Fall vorlagen). Die Berich-
tigung kann zudem bis zum Schluss der letzten mündlichen Verhandlung vor dem Finanzgericht erfol-
gen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
  

 Basiszinssatz  
 nach § 247 Abs. 1 BGB maßgeblich für die  
 Berechnung von Verzugszinsen 

 seit 1.7.2016 = - 0,88 % 
 1.1.2015 – 30.6.2016 =- 0,83 % 
 1.7.2014 – 31.12.2014 =- 0,73 % 



 
Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 

lhttp://www.bundesbank.de/Basiszinssatz 
 

  

 Verzugszinssatz ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

 Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern:  
Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 
 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (bis 28.7.2014): 
 Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 
 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (ab 29.7.2014 ): 
 Basiszinssatz + 9 Prozentpunkte 
 zzgl. 40 € Pauschale 

 

 Verbraucherpreisindex  
 (2010 = 100) 

2016: Dezember = 108,8; November = 108,0;Oktober = 107,9;  
September = 107,7; August = 107,6; Juli = 107,6; Juni = 107,3;  
Mai = 107,2; April 106,9; März = 107,3; Februar = 106,5; Januar = 106,1 

 
Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter: 

http://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex 
  

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 
Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

 


